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21. CDU-Bundesparteitag

Bonn

Beethovenhalle

Dienstag, 12. Juni 1973
Beginn: 10 Uhr

Dr. Rainer Barzel, Vorsitzender der CDU: Verehrte Gäste! Meine lie-
ben Parteifreunde! Mit einem herzlichen Willkommen an Sie alle er-
öffne ich den 21. Parteitag der Christlich Demokratischen Union.

(Lebhafter Beifall)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich der Partei-
freunde gedenken, die seit dem letzten Parteitag in Wiesbaden gestor-
ben sind.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen)

Stellvertretend für alle, die von uns geschieden sind, denken wir an
Helmut Bulle, Johanna Bastuck, Manfred Ritterbach, Alois Zimmer,
Hermann Eplee, Walter von Keudell, Georg Grosse, Heinz Bus, Helmut
Kumpf. Sie waren uns treue Freunde. Wir werden ihnen ein ehrendes
Gedenken bewahren. Ich danke Ihnen.

(Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein)

Meine Freunde, der Bundesvorstand schlägt Ihnen vor, entsprechend
unserer Satzung ein Tagungspräsidium zu wählen. Er schlägt unseren
Freund Heinrich Köppler, den Vorsitzenden des gastgebenden Landes-
verbandes Rheinland, als Präsidenten vor. Als Beisitzer werden die
Parteifreunde Hans Daniels, Siegfried Dübel, Heinrich Geissler, Wil-
fried Hasselmann, Heinrich Lummer, Hanna Walz und Matthias Wiss-
mann vorgeschlagen. Ursprünglich war auch Frau Beckmann vom Bun-
desvorstand vorgeschlagen worden. Sie hat uns wissen lassen, daß sie
an diesem Parteitag leider nicht teilnehmen kann. Meine Damen und
Herren, wenn Sie mit diesem Vorschlag des Vorstandes einverstanden
sind, geben Sie bitte das Stimmzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung und einer Gegen-
stimme ist es so beschlossen. Ich bitte Herrn Köppler und unsere
Freunde, ihres Amtes zu walten.



Heinrich Köppler, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Die
Mitglieder des Tagungspräsidiums danken Ihnen für das Vertrauen,
das Sie uns entgegengebracht haben. Wir wollen Ihnen versprechen,
diesen Parteitag nach besten Kräften zügig und fair zu leiten, und wir
bitten um Ihrer aller Mithilfe.

Ich heiße Sie auch als Vorsitzender des gastgebenden Landesver-
bandes Rheinland in unserer Bundeshauptstadt noch einmal herzlich
willkommen. Da Sie alle nicht zum erstenmal in Bonn sind, brauche ich
über die gastgebende Stadt und über das Rheinland sicher kein Wort
mehr zu verlieren.

Meine Damen und Herren, und hier spreche ich nicht nur die Dele-
gierten, sondern auch die anwesenden Journalisten und Techniker an,
Sie haben sicher Verständnis dafür, daß wir angesichts der Enge in
dieser Halle bei diesem Parteitag darauf verzichten mußten, wie üblich
Vertreter befreundeter Parteien und Organisationen und Gäste einzu-
laden. Wir hoffen, daß wir trotz der nicht optimalen Bedingungen auf
diesem Parteitag eine gute Arbeit leisten werden. Wir werden also
heute nicht in der Lage sein, Grußworte von Gästen entgegenzuneh-
men, und wir können auch wegen der geschilderten räumlichen Ver-
hältnisse keine Gäste begrüßen, allerdings mit einer Ausnahme: Ich
möchte sehr herzlich in unserer Mitte die Vertreter unserer Schwester-
partei, Herrn Dr. Dollinger, den stellvertretenden Vorsitzenden der
CSU,

(Beifall)

Herrn Tandler, den Generalsekretär der CSU,

(Beifall)

und Herrn Harlander, den stellvertretenden Generalsekretär der CSU,
begrüßen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, der Vorschlag einer Tagesordnung für
diesen 21. Bundesparteitag ist Ihnen mit den Tagungsunterlagen zuge-
gangen. Wenn Sie mit dieser vorgeschlagenen Tagesordnung einver-
standen sind, dann bitte ich Sie um Ihr Handzeichen mit der Stimm-
karte. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? —
Dann ist die Tagesordnung so wie vorgeschlagen beschlossen.

Ich rufe dann Punkt 4 dieser Tagesordnung auf: Beschlußfassung
über die Verfahrensordnung. Meine Damen und Herren, der Bundes-
vorstand hat Ihnen entsprechend der Übung bei früheren Bundespar-
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teitagen eine Verfahrensardnung, die die Geschäftsordnung der Par-
teitage ergänzen soll, vorgeschlagen. Der Entwurf liegt in Ihrer Ta-
gungsmappe. Darf ich fragen, ob Widerspruch gegen diese vorgeschla-
gene Verfahrensordnung erhoben wird. — Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann darf ich über diesen Vorschlag zur Abstimmung kommen.
Werder Verfahrensordnung zustimmt, den bitte ich um das Zeichen.—
Ich danke Ihnen. Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme?
— Bei 3 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung so beschlossen.

Dann rufe ich Punkt 5 der Tagesordnung auf: Wahl der Mandats-
prüfungskommission. Sie finden in Ihrer Tagungsmappe dazu einen
Vorschlag des Bundesvorstandes,- und zwar sind die Parteifreunde
Dieter Haaßengier, Martin Schiestl und Günter Meyer vorgeschlagen.
Werden andere Vorschläge gemacht? — Das'ist nicht der Fall. Dann
bitte ich diejenigen, die diesem Vorschlag zustimmen wollen, um das
Zeichen mit der Stimmkarte. — Ich bedanke mich. Wer ist dagegen?
— Wer enthält sich? — Einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: Wahl der Stimmzähl-
kommission.

Meine Damen und Herren, auch dazu und entsprechend unserer so-
eben genehmigten Verfahrensordnung wird die Auszählung der Stim-
men von einer Kommission vorgenommen, die vom Parteitag gewählt
werden muß. Sie haben mit Ihren Unterlagen einen Vorschlag für die
Zusammensetzung dieser Stimmzählerkommission erhalten. Werden
andere Vorschläge gemacht? — Das scheint nicht der Fall zu sein.

Ich bitte diejenigen Delegierten, die mit der Wahl der vorgeschlage-
nen Stimmzählerkommission einverstanden sind, um ihr Zeichen. —
Ich danke Ihnen. Wer ist dagegen? — Wer enthält sich? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen.

Wir kommen dann zu Punkt 7 der Tagesordnung: Bericht des Bun-
desvorstandes.

Unter diesem Tagesordnungspunkt werden der Parteivorsitzende,
unser Freund Dr. Rainer Barzel, und der Generalsekretär, Dr. Konrad
Kraske, zu uns sprechen. Ich darf nun Dr. Rainer Barzel das Wort er-
teilen.

Dr. Rainer Barzel, Vorsitzender der CDU (mit anhaltendem lebhaf-
tem Beifall begrüßt): Vielen Dank!

Herr Präsident! Verehrte Gäste! Liebe Parteifreunde! Wenn ich die
Jahre überdenke, in denen ich meinen Beitrag zur deutschen Politik



leisten durfte, so ist mein Blick dabei weder verklärt noch verklemmt.
Nicht alles war gut, nicht alles war schlecht. Und alles und jedes soll
so in Erinnerung bleiben, wie es wirklich war: nichts beschönigt, nichts
verteufelt.

Wir haben miteinander Richtiges und Falsches gedacht und getan,
Erfolg und Mißerfolg gehabt. Blicken wir auch in dieser Stunde mitein-
ander nach vorn! Denn es geht um keinen von uns, sondern allein
darum, daß wir miteinander die anwachsenden Herausforderungen an
die deutsche Politik sehen, ihnen gewachsen sind und konsequent
handeln.

Unsere Verantwortung gilt vor unserer Partei dem Staat, dem Ge-
meinwohl, dem Interesse aller Bürger.

Als einem Demokraten, der Unfreiheit erlebt hat, macht mir manches
am Zustand unseres Gemeinwesens ernste Sorge:

(Beifall)

Das Abnehmen der Zivilcourage, der ersten und unverzichtbaren
Bürgertugend des Demokraten; die um sich greifende Zaghaftigkeit,
den Feinden der Freiheit entgegenzutreten und Unrecht beim Namen
zu nennen;

(lebhafter Beifall)

die nicht überall ausreichende Pflege der geistigen und sittlichen Fun-
damente unserer freiheitlichen und sozialen Ordnung, der innere Zu-
stand einiger unerläßlicher demokratischer Institutionen sowie die
anwachsende Entfernung politischer Entscheidungen von den Geboten
verantwortlicher Führung, notwendiger Konsequenz und sachgerechter
Politik.

Demokratie ist — ebenso wie soziale Marktwirtschaft und soziale
Partnerschaft — kein Problem technischer Abläufe, sondern ganz zu-
erst eine Frage nach den geistigen Werten und nach der Gesinnung.

Meine Freunde, Sie alle wissen, daß ich mich immer zur Mitte und
zum Fortschritt bekannt und entsprechend gehandelt habe. Vor diesem
Hintergrund muß ich uns allen dies sagen: Wir befinden uns mit ande-
ren im Wettbewerb um die Mitte. Dieser Wettbewerb findet statt, auch
wenn wir etwa davor die Augen verschlössen oder ihn gar verschlie-
fen. Und diesen vorhandenen Wettbewerb können wir nicht gewinnen
— ich wiederhole die Worte vom Berliner Parteitag — durch recht-
haberisches Beharren, sondern nur durch besonnenen Fortschritt,
also durch überlegte Schritte nach vorn, dorthin, wo unser Ziel ist.
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Der Ruf nach Einheit der Partei und der nach Einstimmigkeit der
Fraktion wird nun wieder stärker werden. Wer verstünde das nicht?
Nur, meine Freunde: dies wird nichts fruchten, wenn etwa nur der
kleinste gemeinsame Nenner als ausreichende Basis für eine einheit-
lich getragene Politik genügen soll.

(Beifall)

Und ich füge hinzu: Wir müssen darauf achten, daß Fortschritt, Be-
wegung und Erneuerung nicht dadurch ins Hintertreffen geraten, daß
sich etwa hinter der Einstimmigkeitsformel das Diktat einer Minderheit
verbirgt.

(Erneuter Beifall)

Meine Freunde, Einstimmigkeit und Einheit — ja! Aber immer muß
klar sein, wann und wozu. Denn diesen wichtigen Forderungen kommt
für die notwendige Konzeption der zweiten Phase dieser Volkspartei
— diese Phase ist unerläßlich für die Union — eine dienende Funktion
zu.

Uns fehlt — und deshalb sage ich dies insbesondere — die Mehr-
heit der jungen Generation. An dieser Ecke kann man sich zur Stunde
noch vorbeidrücken und sich's bequem machen, wenn man will. Frei-
lich, länger als bis zur nächsten Landtagswahl wird das nicht gehen.
Wer wieder regieren will — ob allein oder mit anderen, ob im Bund
oder in den Ländern —, der muß in die junge Generation einbrechen.

Wer das will, muß diese Union als reformerische Partei — so ist sie
angetreten — ausweisen, durch die Tat bekunden können, daß diese
Partei eine Partei mit lebendiger, sichtbarer Diskussion ist, mit Kon-
sequenz von Wort und Tat, mit Unabhängigkeit gegenüber Interessen,
mit einem überzeugenden sozialen Programm.

Meine Freunde, uns tut not, was Deutschland not tut: Nicht ein
Pferdewechsel, eine neue Schaufensterdekoration oder gar Ersatz der
einen Phrase durch eine andere, sondern ganz zuerst die Besinnung
auf unsere Prinzipien und die Konsequenz durch entsprechendes Han-
deln. Nicht nach der Verpackung, nach dem Inhalt unserer Politik ist
gefragt, nach ihren Zielen, Wegen, Personen, nach unseren Idealen
und nach unserer aller Leidenschaft.

Von Erneuerung der Union reden nun alle. Gemeint muß damit sein
die Erneuerung aus der Substanz, also — ich sage das Wort — die
Erneuerung aus der Radikalität unserer Prinzipien, nicht die durch
Anpassung.

(Beifall)



Das aber ist keine Sache von Überschriften, von Vorsätzen, von
Sonntagsreden, Bekenntnissen, Leerformeln, verbalen Beteuerungen
oder oratorischen Kraftakten, gar von grundsätzlichem Ja, aber gleich-
zeitig leisem Nein in der Praxis, wenn es um die Konsequenzen geht.

Wir sind kein kurzatmiger Wahlverein, keine Erfolgs- oder Inter-
essenkoalition, wir sind nicht nur Partei, sondern auch historische und
politische Grundsatzbewegung. -Unser Feld sind nicht nur die Amts-
stuben. Unser Feld ist die Gesellschaft!

Was wir als die Sinngebung unseres Lebens betrachten, das hat uns
zusammengeführt und das hält uns zusammen. Es bestimmt die Sub-
stanz unserer Politik, und steht für mich nicht zur Disposition, zur
Disposition an irgendeinen Zeitgeist, an irgendeine Opportunität. Das
,,C" bleibt also — oder wir verlieren die Kontinuität unserer selbst und
beenden damit unseren geschichtlichen Auftrag.

(Lebhafter Beifall)

Unsere Ziele sind die Freiheit des einzelnen, der sich der Gemein-
schaft verpflichtet weiß, der Frieden im Innern und nach außen, soziale
Gerechtigkeit, Chancengleichheit für jedermann, die Solidarität der
Bürger. Wir wollen die Demokratie als eine dynamische politische Ord-
nung fortentwickeln. Wir wollen durch und mit dieser Ordnung die Mit-
wirkung der Bürger gewährleisten und ihre Freiheit durch Verteilung
und Kontrolle der Macht sichern. Wir wollen das Selbstbestimmungs-
recht des ganzen deutschen Volkes, ein politisch geeintes Europa und
eine Völkergemeinschaft, die den Frieden in der Welt sichert und dem
Wohl und der Entwicklung aller Völker dient.

Konrad Adenauer hat einmal gesagt, daß unsere — die christliche —
Weltanschauung davon ausgehe, daß jeder einzelne Mensch von Gott
stammende, im Naturrecht begründete Rechte gegenüber jedem, auch
gegenüber seinem Staat und seinem Volk, hat.

Lassen Sie mich dies noch einmal zitieren:
„Wir sind des Glaubens, daß die Würde und die Freiheit des
einzelnen Menschen geachtet werden müssen und von nieman-
dem verletzt werden dürfen. Nach unserer Überzeugung dürfen
Freiheit und Würde eines Volkes durch kein anderes Volk ange-
tastet werden. Daraus leiten wir unabdingbare Rechte der
Selbstbestimmung für jedes Volk ab ... Wenn man das Beste-
hen solcher Normen nicht anerkennt, dann gleitet ein Volk
abwärts in Diktatur und in Gewalt. In einer Zeit wie der unsri-
gen, die Veränderungen und Entwicklungen jeder Art zum Guten
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und zum Schlechten in rasendem Tempo bringt, braucht jeder
einzelne eine feste, unabdingbare Norm für sein Leben, damit
er Herr seiner selbst bleibt und nicht abgleitet."

Soweit Konrad Adenauer.

Also, wir haben — gestützt auf diese verbindlichen Prinzipien und
Ziele — zu fragen: Welche konkreten Wirklichkeiten drinnen und drau-
ßen, welche geistigen Entwicklungen, welche Schwächen der Union
stehen unseren Zielen zur Zeit und für die absehbare Zukunft im
Wege? Wie, wann und durch wen können wir das überwinden?

Auf diesem Wege, also durch systematische, kritische und nach vorn
gerichtete Bemühung, kamen wir früher zur Einsetzung der Grund-
satzkommission und nach den Wahlen zu den bekannten zehn Berei-
chen — und ebenso, wenn auch unter großen Schwierigkeiten, zu den
zunächst oft belächelten zehn Kommissionen zur Bearbeitung dieser
Themen. Das Lächeln über diese, wie ich meine, einzig rationale und
demokratische Methode, um den Fortschritt der Partei zu bewirken,
hat aufgehört, seit der Partei die Empfehlungen einiger Kommissionen
vorliegen, so die zum Bodenrecht, zur Gewinnbeteiligung und zur
beruflichen Bildung. Das Gerede, diese Kommissionen verbergen in
Wirklichkeit mangelnde Führungsklarheit oder gar mangelnde Füh-
rungskraft, ist nun auch verstummt, nachdem es nicht mehr möglich
ist, diese Bemühungen zu diskreditieren. Und es sollte deshalb, so
meine ich, in der innerparteilichen Diskussion — und da meine ich die
hinter der vorgehaltenen Hand — auch das Gerede aufhören, das
Ganze sei schlechterdings „Sozialismus" oder „Anpassung".

Meine Freunde, ich bekenne mich zu diesen Vorlagen. Eine gute
Saat ist gesät, richtige Pflöcke sind eingehauen. Wenn wir in Hamburg
konsequent bleiben, wird die Partei durch diese Beschlüsse sowie
durch eine Entscheidung für mehr Mitbestimmung auf der Basis des
Gleichgewichts der Partner und auf der Basis der Beteiligung am Ge-
winn, die Bundestagsfraktion instand gesetzt werden, das konkrete
Alternativprogramm im Deutschen Bundestag rechtzeitig und entspre-
chend unserer Planung vorzulegen.

(Beifall)

Dann, wenn die anderen Kommissionen entsprechend arbeiten wer-
den, wird die Partei auch in der Sache die Führung haben. So setzt
die Union, unterwegs nach Hamburg, gesellschaftspolitisch die richti-
gen Zeichen, um im Wettbewerb um die Mitte zu siegen. Und ich
wiederhole: da, allein da liegt unsere Chance.
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Meine Freunde, niemand darf diese Union an sozialer Gesinnung
übertreffen. Soziale Marktwirtschaft und soziale Partnerschaft gehören
zusammen. Sie sind beide dynamisch auf Fortschritt, auf Veränderung
angelegt. Wer sich verbal hinter diesen Zielen versteckt, um zu ver-
weilen oder gar um Verkrustetes zu bewahren, der mißbraucht diese
Prinzipien.

(Beifall)

Wir wollen mehr Freiheit, mehr persönliche Freiheit, Freiheit nicht
auf dem Papier, nicht für wenige, sondern wirksam im Alltag, für alle.

Mehr Freiheit aber gibt es nur durch mehr soziale Gerechtigkeit,
und dazu gehört heute unter anderem mehr Wettbewerb, mehr Mit-
bestimmung, bessere berufliche Bildung, Partnerschaft auch beim Ge-
winn, Aufstieg durch Bildung und ohne Privilegien, die eigenständige
soziale Sicherung der Frau, bessere soziale Dienste, eine moderne
Jugendpolitik sowie eine fortschrittliche Familien- und Gesundheits-
politik.

Meine Freunde, weil wir Soziale Marktwirtschaft auch morgen wol-
len, weil wir mit dieser Forderung angreifen wollen, mit dem Blick
nach vorn angreifen müssen, gerade deshalb sind wir aufgerufen, ohne
falsche Rücksicht soziale Ungerechtigkeiten, wo es sie gibt, zu beseiti-
gen — alles zu beseitigen, was der vollen Verwirklichung der realen
Freiheit und der sozialen Partnerschaft entgegensteht. Meine Freunde,
zur Analyse und zum Aufspüren dieser Tatbestände brauchen wir keine
Anleihe bei Karl Marx. Wir brauchen nur unser an der Liebe zum
Nächsten orientiertes christliches Gewissen kritisch zu befragen.

(Lebhafter Beifall)

Zur Lösung der so analysierten Probleme brauchen wir keine An-
leihe bei irgendwelchen Ideologen. Wir brauchen nur den Mut zur
Konsequenz aus unseren Prinzipien. Meine Freunde, ich habe in mei-
ner Rede vor dem Bundesvorstand am 12. Mai 1973, die Ihnen vorliegt,
— und in einer Rede vom 27. Mai 1973 mehr dazu gesagt. Ich beziehe
mich darauf.

Nichts kann darüber hinwegtäuschen, daß die Fortschritte der
modernen Welt, die wir bejahen und fördern, auch die Gefahr in sich
bergen, einen Verlust an Menschlichkeit zu bewirken. Soll unsere
Gesellschaft humaner werden, so bedarf es freilich der Anstrengung
aller, so bedarf es eines zähen und sachgerechten Handelns. Sicher
— ich wiederhole diesen Satz — hat der Mensch Wert und Würde
auch ohne Leistung. Ein ausschließliches Leistungsdenken ist in sich
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selbst inhuman. Dennoch gilt: Ohne Leistung werden wir weder die
Freiheit des Menschen noch eine humane Gesellschaft verwirklichen
können, und Leistung, die im Dienst der humanen Gesellschaft steht,
müssen wirfordern, auch morgen fordern.

(Beifall)

Meine Freunde, der Vorrang, den wir der Gesellschaftspolitik geben
— der Mensch ist wichtiger als die Sache! —, ist die Konsequenz aus
unseren Prinzipien und aus unseren Zielen. Nie aber darf das dazu
führen, etwa die außenpolitischen Bedingungen der Freiheit und des
Fortschritts im Innern zu mißachten, die Welt um uns nicht genügend
aus unserem Geist zu beeinflussen, die Unfreiheit unserer Landsleute
in der DDR zu vergessen oder unsere daraus entspringenden Pflich-
ten zu vernachlässigen — einschließlich derer zum Unbequemsein.

(Beifall)

Meine Freunde, Bruderkuß nach Osten bei Nasenrümpfen nach We-
sten, Ostpolitik auf Kosten der Westpolitik, Antiamerikanismus pflegen
und Antikommunismus verdammen, außenpolitische Öffnung nach
Osten Hand in Hand mit innenpolitischer Öffnung für den Marxismus
— das ist nicht unsere Politik. Neutralismus ist Lauheit gegenüber den
Wertvorstellungen, die uns verpflichten.

(Anhaltender lebhafter Beifall)

Wir müssen dabei bleiben, durch gesicherte Freiheit in einem zu
erneuernden Bündnis und durch Vereinigung des freien Europa zu
besseren politischen Wirklichkeiten, durch mehr Austausch zwischen
den Menschen und Staaten in Deutschland, durch mehr Austausch
zwischen den Menschen und Staaten in Europa zu mehr Freizügigkeit,
durch mehr Freizügigkeit zu mehr Selbstbestimmung, durch mehr
Selbstbestimmung zu einer dauerhaften Ordnung des Friedens auch
für die Deutschen zu kommen. Wer das will, muß die neue politische
Landschaft dafür nutzen und das veränderte internationale Gefüge,
sichtbar auch in der UNO, in den Konferenzen von Wien und von Hel-
sinki, in den Dienst unserer Ziele stellen. Aus dem Abseits geht das
nicht.

(Beifall)

Meine Freunde, diese grob skizzierte Politik steht im Einklang mit
der Politik des Bündnisses wie mit der der Europäischen Gemein-
schaft. Sie ist auch der Sowjetunion gegenüber rechtlich und politisch
abgesichert durch das völkerrechtlich relevante Dokument der Bundes-
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republik Deutschland, zu der die rechtzeitig und gehörig übergebene
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 17. Mai 1972 gewor-
den ist. Unsere schwierige und erfolgreiche Bemühung, die darin
ihren Ausdruck gefunden hat, wird inzwischen immer gerechter gewür-
digt.

Ich habe nochmals die Unterlagen aus diesen Tagen durchgesehen.
Guten Gewissens habe ich sie weggelegt. Unsere Bemühung hatte
und hat zur Folge, daß eine Deutschlandpolitik nach dem Grundgesetz
und nach unserem Programm möglich bleibt. Ich füge hinzu, wäre man
damals dem Rat, den ich gab, ganz gefolgt, sähe es auch in anderen
Fragen, so in der Koalitionspolitik, anders aus.

In diesem Zusammenhang müssen zwei weitere Tatsachen fest-
gehalten werden. Das konstruktive Mißtrauensvotum vom 27. April
1972, mit Bedacht von den zuständigen Gremien beschlossen, war,
wie nun jeder sehen kann, nach bestem Wissen — und mehr hat
keiner — abgesichert. Nach der Wahl des neuen Kanzlers hätte sich
eine größere Mehrheit ergeben.

Und das andere: Schon vor der ersten Lesung des Gesetzentwurfes
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den Vereinten
Nationen gab es selbstverständlich in Partei und Fraktion interne Be-
ratungen über unsere Haltung dazu. Mit 22 gegen 4 Stimmen empfahl
die Ostkommission der Fraktion, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen.
Das war am 12. Februar 1973. Auch die Ministerpräsidenten von CDU
und CSU haben so votiert. Ich selbst habe von Anfang an den UNO-
Beitritt zu einer wichtigen Frage für unseren politischen Kurs insge-
samt erklärt und keinen Zweifel daran gelassen, daß wir hierzu positiv
votieren müssen.

Meine Freunde, zum Schluß ein persönliches Wort. Ich danke sehr
herzlich all denen, die mich bei meiner nur 19monatigen Zeit und
Arbeit als Parteivorsitzender in besonderer Weise unterstützt haben,
allen voran Konrad Kraske und Ottfried Hennig. Vielen herzlichen
Dank!

(Beifall)

Ich wünsche denen, die nun und am Schluß dieses Tages mehr Ver-
antwortung tragen als andere und die eben dadurch mehr ihren Pflich-
ten werden entsprechen müssen, als daß sie ihre Rechte werden
wahrnehmen dürfen, ich wünsche allen eine glückliche Hand. Ich
wünsche ihnen Mut, Festigkeit und Kraft; ich wünsche ihnen Glück,
ich wünsche ihnen Gelassenheit, wenn sie persönliche Ungerechtigkei-
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ten mit Rücksicht auf das Ganze erdulden müssen, und vor allem
wünschte ich — das sage ich an unsere Adresse, meine Freunde —
jene unverzichtbare Solidarität und Kameradschaft, ohne die es keinen
politischen Erfolg gibt.

(Lebhafter Beifall)

Wer führt, steht im Streit, wenn er etwas taugt. Und wer im Streit
steht, wird bestritten. Wer für andere ganz vorn im Streit steht, der
muß nicht nur den Kopf und den Rücken frei, sondern hinter sich nichts
als kraftvolle Unterstützung haben. Dies ist die allerwichtigste Reform,
die wir miteinander brauchen, meine Freunde.

(Erneuter lebhafter Beifall)

Wenn mein Dienst und mein Signal heute und morgen so verstan-
den werden, so in der Sache, von der ich sprach, und so in der Hal-
tung, dann werden wir alle Glück und Erfolg haben. Das wünsche ich
der neuen Führung und unserer Union — nicht für uns, sondern für
Deutschland, für Europa und für unseren Auftrag: durch Werke des
Friedens, der Freiheit und der sozialen Gerechtigkeit den Menschen zu
dienen.

(Langanhaltender starker Beifall)

Heinrich Köppler, Tagungspräsidium: Herr Dr. Barzel, der Parteitag
dankt Ihnen für diese Rede. Sie war mehr als ein Bericht. Sie hat uns
die Richtung für unsere Arbeit in der Zukunft gewiesen. Dieser Partei-
tag dankt Ihnen auch für die Führung der Partei in härtester Zeit, für
den Einsatz, die Klugheit und die Kraft, mit der Sie den Auftrag von
Saarbrücken für diese Partei erfüllt haben.

(Lebhafter Beifall)

Ich glaube, es ist hier auch der rechte Ort, Ihnen noch einmal als
Parteitag der Union für ein Jahrzehnt kraftvoller und kluger Führung
unserer Bundestagsfraktion zu danken.

(Erneuter lebhafter Beifall)

Herr Dr. Barzel, wir wissen alle, daß wir heute von Ihnen in der Füh-
rung der Union nicht Abschied zu nehmen brauchen. Wir wissen, daß
Rainer Barzel in der Führung dieser Union bleiben wird.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, das Präsidium ist übereingekommen,
Ihnen vorzuschlagen, die Tagesordnungspunkte 7 und 8 zusammen-
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zufassen und erst nach den Berichten in die Aussprache einzutreten.
Wenn Sie damit einverstanden sind — ich sehe keinen Widerspruch —,
darf ich jetzt zunächst unserem Generalsekretär, Herrn Dr. Konrad
Kraske, das Wort zu seinem Bericht erteilen.

Dr. Konrad Kraske, Generalsekretär der CDU (mit Beifall begrüßt):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine sehr verehrten
Freunde! Die Wahlperiode unserer Partei, die in Saarbrücken begann
und die wir heute beenden, stand im Zeichen der Bundestagswahl.
Über die Arbeit des ersten Jahres habe ich einen ausführlichen Bericht
auf dem Parteitag in Wiesbaden erstattet. Es läge nun nahe, in den
Mittelpunkt dieses heutigen Berichts eine eingehende Wahlanalyse zu
stellen. Aber ich würde damit Ihre Geduld überfordern. Keine Wahl
zuvor ist je Gegenstand so vieler und so gründlicher Analysen gewe-
sen wie die Bundestagswahl vom 19. November. Ihre Ergebnisse sind
überall in der Partei recht eingehend diskutiert worden. Ich brauche
deshalb nur auf das vorliegende Material, auch auf meinen Bericht vor
dem Bundesvorstand, zu verweisen.

Gewiß kann man in jeder Situation des Guten zuviel tun. Das mag
auch für manche Analysen der letzten Monate gegolten haben. Aber
geschadet hat uns die Selbstkritik, die darin zum Ausdruck kam, ganz
gewiß nicht Vielleicht war sie gerade deshalb so nötig, weil wir es uns
nach den Bundestagswahlen der sechziger Jahre manchmal allzu leicht
gemacht haben, weil wir zu unkritisch, zu selbstgewiß, manchmal wohl
auch zu routiniert in den alten Gleisen weitergefahren sind, obwohl
sich schon damals der gefährliche Trend erkennen ließ, der uns jetzt
in die Minderheit versetzt hat.

Am Ende der Wahlperiode des Bundesvorstands geht es mir heute
allein um die Frage, ob wir aus unseren Analysen die notwendigen
Konsequenzen gezogen haben und ob wir mit unserer Arbeit auf dem
richtigen Wege sind. In den letzten Monaten hat es nicht an Stimmen
gefehlt, die der Union ihr „Godesberg" aufreden wollten, die ihr also
empfahlen, ihren prinzipiellen politischen Ansatz aufzugeben und einen
radikalen Kurswechsel vorzunehmen. Aber gerade darum kann es nicht
gehen. Die Diskussion in unseren eigenen Reihen hat darüber zu
einer erfreulich breiten und spontanen Übereinstimmung geführt.

Wir haben nicht Abschied zu nehmen von unseren Prinzipien, wir
haben uns im Gegenteil neu auf sie zu besinnen. Dazu werden wir
manche Leerformeln und Gemeinplätze beiseite räumen müssen, die
sich im Laufe der Zeit durch Selbstgefälligkeit und Gedankenlosigkeit
angesammelt haben. Die Grundsatzkommission hat dazu mit ihrem
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